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Ministerium der Justiz und für Migration | Postfach 103461 | 70029 Stuttgart 

An die  

unteren Ausländerbehörden 

 

über 

die Regierungspräsidien 

 

- Referate 15.1 - 

Stuttgart 

Freiburg 

Tübingen 
 

Regierungspräsidium Karlsruhe 

 

- Referat 82 - 

- Referat 93 - 

 

 

 

Telefon: +49 711 33501-551 

E-Mail: poststelle@jum.bwl.de  

 

Geschäftszeichen: JUMRV-1320-75/12/1 

 (bei Antwort bitte angeben) 

 

Datum: 22. Juli 2026 

Gesetz zur Weiterentwicklung der Digitalisierung in der Migrationsver-

waltung (MDWG)   

DIESES SCHREIBEN ENTHÄLT INFORMATIONEN ZU FOLGENDEN THEMEN: 

• Übersicht über die wesentlichen Inhalte des MDWG 

 

• Informationen zur (Teil-)Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/1233 (sog. Single-Permit-

Directive) als Annex zum MDWG 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, 

gerne möchten wir Sie darüber informieren, dass der Bundesrat am Freitag, 10. Juli 2026, dem 

Gesetz zur Weiterentwicklung der Digitalisierung in der Migrationsverwaltung (MDWG) in 2. 
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70173 Stuttgart  
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Beratung zugestimmt hat. Der Bundestag hatte den Gesetzentwurf zuvor am Donnerstag, 9. 

Juli 2026, in 2. und 3. Lesung beschlossen. Mit der Verkündung ist zeitnah zu rechnen.  

Das Gesetz verfolgt das Ziel, die digitalen Strukturen in der Migrationsverwaltung weiterzuent-

wickeln. Das Ausländerzentralregister wird dabei stärker als zentrales Daten- und Informati-

onssystem ausgestaltet. Dazu werden Speichersachverhalte erweitert beziehungsweise neu 

gefasst, durch die die Verwaltungen entlastet und die Verwaltungsverfahren für die betroffenen 

Personen beschleunigt werden sollen.  

Künftig können zum Beispiel unter bestimmten Voraussetzungen bereits erhobene biometri-

sche Daten wiederverwendet werden, sodass wiederholte Datenerhebungen und persönliche 

Vorsprachen reduziert werden. Zudem sieht das Gesetz die Speicherung der Angaben zur Klä-

rung der Identität ausländischer Personen im AZR vor, ebenso die Erfassung der Angaben nach 

Nummer 42 der Anordnung über Mitteilungen in Strafsachen.  

Beigefügt erhalten Sie ein Schreiben des BMI mit einer Zusammenfassung der wesentlichen 

Inhalte des Gesetzes. Außerdem anbei der Gesetzesentwurf der Bundesregierung (Drucksache 

21/4080) sowie der Gesetzesbeschluss des Deutschen Bundestages (Drucksache 406/26). 

Eine konsolidierte Fassung liegt uns bislang nicht vor.  

Abschließend möchten wir auf zwei Regelungsbereiche, die sehr kurzfristig noch in das Gesetz 

aufgenommen wurden, besonders hinweisen.  

1. Schaffung einer Übergangsregelung zum Arbeitsverbot für Geduldete aus sicheren Her-

kunftsstaaten 

Zum einen wird eine Übergangsregelung beim Arbeitsverbot für Asylbewerber aus den nach 

EU-Recht bestimmten neuen sicheren Herkunftsländern (§ 104 Abs. 18 AufenthG) geschaf-

fen.  

Weitere Informationen dazu finden Sie in unserem Vierten Hinweisschreiben zur Umsetzung 

der GEAS-Reform vom 16.07.2026, Az. JUMRV-1310-34/10/09. 
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2. (Teil-)Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/1233 (sog. Single Permit Directive) 

Zum anderen wird mit dem MDWG ein Teil der Richtlinie (EU) 2024/1233 in nationales Recht 

umgesetzt. 

Durch die Richtlinie (EU) 2024/1233 (sog. Single-Permit-Directive) wurde die EU-Richtlinie 

2011/98 über ein einheitliches Verfahren zur Beantragung einer kombinierten Erlaubnis für 

Drittstaatsangehörige, sich im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufzuhalten und zu arbeiten, 

sowie über ein gemeinsames Bündel von Rechten für Drittstaatsarbeitnehmer, die sich recht-

mäßig in einem Mitgliedstaat aufhalten, neu gefasst und war bis zum 21.05.2026 in nationales 

Recht umzusetzen. 

Das Bundesministerium des Innern hat zur Umsetzung dieser Richtlinie nunmehr Folgendes 

mitgeteilt: 

a) Umgang mit während der Titelgültigkeit eintretender Arbeitslosigkeit (Artikel 11 Absatz 4) 

Die Umsetzung der in der Richtlinie enthaltenen Regelungen erfolgt durch eine Änderung in     

§ 18 Abs. 4 AufenthG und die Einführung eines neuen § 18 Abs. 5 AufenthG (Inkrafttreten am 

Tag nach der Verkündung des MDWG). 

In § 18 Abs. 4 AufenthG wird die Zahl der Monate, die im Falle von befristeten Arbeitsverhältnis-

sen dem Befristungszeitraum bei der Bestimmung der Titelerteilungsdauer hinzugefügt wird, 

von bisher drei auf sechs Monate erhöht.  

In § 18 AufenthG wird zudem in Umsetzung des Art. 11 Abs. 4 und 6 der Richtlinie (EU) 

2024/1233 ein neuer Absatz 5 eingefügt. Aus Artikel 11 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2024/1233 

ergibt sich, dass Arbeitslosigkeit „an sich“ keinen Grund für den Entzug – im aufenthaltsrechtli-

chen Verständnis ein Widerruf oder die nachträgliche Befristung auf Null – eines Aufenthaltsti-

tels zur Erwerbstätigkeit darstellt, wenn die Arbeitslosigkeit höchstens drei Monate beträgt. 

Wenn der Aufenthaltstitel seit mehr als zwei Jahren besteht, dehnt sich diese Frist auf sechs 

Monate aus. Zudem setzt die Richtlinie voraus, dass die Arbeitslosigkeit den zuständigen Be-

hörden – hier der Ausländerbehörde – gemeldet wird. 
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Die Änderung bezieht sich auf § 7 Absatz 2 AufenthG, wo die Möglichkeit der nachträglichen 

Verkürzung der Befristung einer Aufenthaltserlaubnis geregelt ist, wenn eine wesentliche Ertei-

lungsvoraussetzung entfallen ist. Im neuen § 18 Absatz 5 Satz 1 wird für Erwerbstitel klarge-

stellt, dass im Falle der Meldung der Arbeitslosigkeit bzw. des vorzeitigen Endes der Beschäfti-

gung durch den Ausländer oder den Arbeitgeber die nachträgliche Befristung so erfolgen 

muss, dass ab Beendigung der Beschäftigung eine Frist von mindestens sechs Monaten ver-

bleibt. Um den Verwaltungsaufwand sowohl für die Ausländerbehörde als auch für den Auslän-

der gering zu halten, wird nicht anhand der bisherigen Titelgültigkeit differenziert. In Satz 2 

wird Artikel 11 Absatz 6 der Richtlinie (EU) 2024/1233 umgesetzt, indem die Frist auf neun Mo-

nate festgesetzt wird, wenn hinreichende Gründe für die Annahme vorliegen, dass der Auslän-

der besonders ausbeuterische Arbeitsbedingungen im Sinne von Artikel 2 Buchstabe i der 

Richtlinie 2009/52/EG des Europäischen Parlaments und des Rates erfahren hat. Das bedeutet, 

dass die Ausländerbehörde nicht grundsätzlich das Vorliegen solcher Bedingungen prüfen 

muss, sondern nur, wenn hinreichende Gründe dafür vorliegen. Hinweise hierfür können etwa 

seitens der Zollbehörden (Finanzkontrolle Schwarzarbeit) erfolgen, die prüfen und ermitteln, 

ob Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer zu ausbeuterischen Bedingungen beschäftigt wer-

den oder wurden (§ 2 Absatz 1 Nummer 7 SchwarzArbG). Daneben prüft die Gewerbeaufsicht 

der Länder, ob der Arbeitsschutz eingehalten wird, z.B. das Arbeitszeitgesetz. Weiterhin können 

auch Anhaltspunkte berücksichtigt werden, die durch eine Fachberatungsstelle für Opfer von 

Menschenhandel benannt werden. Satz 3 stellt klar, dass die Fristverkürzung nicht dazu führen 

darf, dass der ursprüngliche Gültigkeitszeitraum der Aufenthaltserlaubnis überschritten wird. 

b) Kein Umsetzungsbedarf der Regelungen zum Arbeitgeberwechsel (Artikel 11 Abs. 2 und 3 

der Richtlinie (EU) 2024/1233) 

Kein Umsetzungsbedarf ergibt sich nach gemeinsamer Ansicht des Bundesministeriums des 

Innern (BMI) und des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) im Hinblick auf Art. 

11 Abs. 2 und 3 der Richtlinie (EU) 2024/1233 in Bezug auf Arbeitgeberwechsel. Die einschlägi-

gen nationalen Regelungen in § 4a AufenthG entsprechen demnach der Richtlinie und sind 

nach wie vor in ihrer bestehenden Form anwendbar.  

Zur Begründung führt das BMI wie folgt aus: 

• Nach geltendem Recht ist der Arbeitgeberwechsel gestattet und das unabhängig von einer 

Mindestbeschäftigungszeit bei dem Arbeitgeber, der verlassen werden soll. 
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• Der RL-Geber geht nicht davon aus, dass der Arbeitsplatzwechsel voraussetzungslos zu ge-

statten ist oder ausschließlich von den in Art. 11 Abs. 3 genannten Bedingungen abhängig ge-

macht werden kann. Vielmehr geht der RL-Geber selbstverständlich davon aus, dass daneben 

zu prüfen ist, ob die allgemeinen und besonderen Titelerteilungsvoraussetzungen im Hinblick 

auf die Beschäftigung beim neuen Arbeitgeber nach wie vor erfüllt sind. 

• Die Möglichkeit für Mitgliedstaaten, auch nach Mitteilung des Arbeitgeberwechsels ausrei-

chend erneut das Vorliegen der Titelerteilungsvoraussetzungen zu prüfen, war ein Kompromiss 

mit dem EP während der RL-Verhandlungen, der in Erwägungsgrund 44 der RL Ausdruck ge-

funden hat: „Zusätzlich zu der Überprüfung, ob der Inhaber einer kombinierten Erlaubnis die 

nach Unionsrecht oder nationalem Recht geltenden Anforderungen weiterhin erfüllt, sollten die 

Mitgliedstaaten bestimmte Bedingungen für einen Arbeitgeberwechsel festlegen können…“ 

• Die Regelung in § 4a Abs. 3 S. 4 AufenthG, nach der die Ausübung einer anderen Erwerbstä-

tigkeit verboten ist, solange und soweit die zuständige Behörde die Ausübung dieser anderen 

Erwerbstätigkeit nicht erlaubt hat, wenn ein Aufenthaltstitel zum Zweck der Ausübung einer 

bestimmten Beschäftigung erteilt worden war, dient dieser Überprüfung. 

• Der RL-Geber geht zusammenfassend nicht davon aus, dass die Prüfung, ob die Beschäfti-

gung beim neuen Arbeitgeber vom Aufenthaltsrecht gedeckt ist, ausschließlich in einem Prüf-

verfahren innerhalb eines durch Mitteilung des Titelinhabers über den Arbeitgeberwechsel 

ausgelösten Aussetzungszeitraums möglich sein soll. Der mit der Mitteilungspflicht verbun-

dene Aussetzungsmechanismus ist nur eine an den Arbeitgeberwechsel geknüpfte Bedingung, 

die ein Mitgliedstaat zusätzlich verlangen kann. 

• Das Verbot mit Erlaubnisvorbehalt ändert nichts an der Tatsache, dass die Ausübung einer an-

deren Erwerbstätigkeit (bzw. im Sinne der RL ein Arbeitgeberwechsel) grundsätzlich gestattet 

ist, solange die Beschäftigung beim neuen Arbeitgeber weiterhin von der Rechtsgrundlage des 

Aufenthalts mit der Beschäftigung beim bisherigen Arbeitgeber gedeckt ist und auch die allge-

meinen Titelerteilungsvoraussetzungen nach wie vor erfüllt sind. 

• Gegebenenfalls muss für die Beschäftigung beim neuen Arbeitgeber eine neue Rechtsgrund-

lage gefunden werden, was im Interesse des drittstaatsangehörigen Arbeitnehmers ist. Das gilt 

z.B. in Fällen, in denen zuvor eine Blaue Karte EU erteilt worden war, bei der neuen Beschäfti-

gung aber die Gehaltsschwelle nicht mehr erreicht wird. Ggf. muss auch die Bundesagentur für 



  

 

Seite 6 von 6 

Arbeit erneut beteiligt werden, um die Vergleichbarkeit der Beschäftigungsbedingungen zu 

prüfen. 

• Zudem erfordert der Wechsel des Arbeitgebers in Fällen, in denen sich Beschränkungen der 

Beschäftigung aus dem Aufenthaltstitel bzw. dessen Nebenbestimmungen ergeben, eine Än-

derung dieser Nebenbestimmungen. Auch das ist zur Herstellung von Transparenz und Rechts-

sicherheit im Interesse des Titelinhabers, des Arbeitgebers und der Kontrollbehörden. Weder 

die Erteilung von Aufenthaltstiteln für eine bestimmte Erwerbstätigkeit noch die Verkörperung 

dieser Beschränkungen im Aufenthaltstitel inkl. dessen Nebenbestimmungen sind unions-

rechtlich problematisch. 

• Zudem wirkt das o. g. Verbot mit Erlaubnisvorbehalt nur so lange, wie der Aufenthaltstitel ge-

mäß seiner Nebenbestimmungen zum Zweck einer bestimmten Beschäftigung bei einem be-

stimmten Arbeitgeber erteilt wird. Das ist mit zunehmender Gültigkeitsdauer des Titels je nach 

Einzelfall und Verwaltungspraxis nicht mehr der Fall, sodass ein Arbeitgeberwechsel dann 

auch ohne Erlaubnis möglich ist. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Graf 

Ministerialrätin  

Anlage 

- Dokument BMI über wesentliche Inhalte des Gesetzes  

- Gesetzesentwurf der Bundesregierung (Drucksache 21/4080) 

- Gesetzesbeschluss des Deutschen Bundestages (Drucksache 406/26) 

 

 

HINWEIS 

Dieses Schreiben wird auf der Internetseite des Ministeriums der Justiz und für Migration 

unter der Rubrik „Erlasse und Anwendungshinweise“ veröffentlicht. 

 

 


